
 

Übersicht Bundesländer - Maskenpflicht in der Gastronomie, Stand 15.04.2021 

Neben den Regelungen auf Länderebene muss auch die bis 30. April 2021 befristete SARS-CoV-2-

Arbeitsschutzverordnung (Corona-ArbSchV) beachtet werden. Dort heißt es bzgl. Mund-Nase-

Schutz/Atemschutz und dem Anwendungsbereich der Verordnung: 

§ 1 Ziel und Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung dient dem Ziel, das Risiko einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 bei 

der Arbeit zu minimieren und Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten zu schützen. 

 

(2) Die Arbeitsschutzverordnungen gemäß § 18 Absatz 1 und 2 des Arbeitsschutzgesetzes und 

abweichende Vorschriften der Länder zum Infektionsschutz, insbesondere im Zusammenhang mit der 

Betreuung von Kindern sowie weitergehende Vorschriften der Länder und die SARS-CoV-2-

Arbeitsschutzregel bleiben unberührt. 

§ 4 Mund-Nase-Schutz, Atemschutz 

(1) Der Arbeitgeber hat medizinische Gesichtsmasken (Mund-Nase-Schutz) zur Verfügung zu stellen, 

wenn 

1. die Anforderungen an die Raumbelegung nach § 2 nicht eingehalten werden können, oder 

2. der Mindestabstand von 1,5 Metern nicht eingehalten werden kann, oder 

3. wenn Wege vom und zum Arbeitsplatz innerhalb von Gebäuden zurückgelegt werden. 

 

(1a) Ergibt die Gefährdungsbeurteilung, dass ein Schutz der Beschäftigten durch Mund-Nase-Schutz 

nicht ausreichend ist und Masken mit der Funktion des Eigenschutzes notwendig sind, sind die in der 

Anlage bezeichneten Atemschutzmasken bereitzustellen. Dies gilt insbesondere, wenn 

1. bei ausgeführten Tätigkeiten mit einer Gefährdung durch erhöhten Aerosolausstoß zu rechnen ist, 

oder 

2. bei betriebsbedingten Tätigkeiten mit Kontakt zu anderen Personen eine anwesende Person einen 

Mund-Nase-Schutz nicht tragen muss. 

 

(1b) Die Beschäftigten haben die vom Arbeitgeber zur Verfügung zu stellenden Masken oder 

mindestens gleichwertige Masken zu tragen. 

 

(2) Der zur Verfügung gestellte Mund-Nase-Schutz muss bis einschließlich 25. Mai 2021 den 

Anforderungen der Richtlinie 93/42/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 über Medizinprodukte (ABl. L 

169 vom 12.7.1993, S. 1), die zuletzt durch Artikel 2 der Richtlinie 2007/47/EG (ABl. L 247 vom 

21.9.2007, S. 21) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, entsprechen. Die 

Atemschutzmasken müssen der Verordnung (EU) 2016/425 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 9. März 2016 über persönliche Schutzausrüstungen und zur Aufhebung der Richtlinie 

89/686/EWG des Rates (ABl. L 81 vom 31.3.2016, S. 51) oder der Medizinischer Bedarf 

Versorgungssicherstellungsverordnung vom 25. Mai 2020 (BAnz AT 26.05.2020 V1) genügen. 

 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 1a kann der Arbeitgeber andere ebenso wirksame 

Maßnahmen treffen. 

 

 

 

 

  

 



 

Regelungen in den Landesverordnungen: 

 

Baden-Württemberg: 

Eine medizinische Maske oder ein FFP2 Atemschutz muss getragen werden in geschlossenen 

Räumen, die für die Öffentlichkeit oder für den Publikumsverkehr bestimmt sind und in Arbeits- und 

Betriebsstätten sowie Einsatzorten. Ausnahmen unter anderem: Kinder bis zum vollendeten sechsten 

Lebensjahr / Personen, die glaubhaft machen können, dass ihnen das Tragen eines Mund-Nasen-

Schutzes aus gesundheitlichen oder sonstigen zwingenden Gründen nicht möglich oder nicht 

zumutbar ist, wobei die Glaubhaftmachung gesundheitlicher Gründe in der Regel durch eine ärztliche 

Bescheinigung zu erfolgen hat / in Arbeits- und Betriebsstätten am Platz oder bei Verrichtung der 

Tätigkeit, sofern ein Abstand von 1,5 Meter zu weiteren Personen sicher eingehalten werden kann; 

dies gilt nicht, wenn gleichzeitig Publikumsverkehr besteht oder in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 

9 / beim Konsum von Lebensmitteln / wenn ein anderweitiger mindestens gleichwertiger Schutz für 

andere Personen gegeben ist / in den Einrichtungen und Bereichen im Sinne des Absatzes 1 

Nummern 7 und 14, sofern ein Abstand von 1,5 Meter zu weiteren Personen sicher eingehalten 

werden kann. 

Bayern: 

In den Verkaufsräumen, auf dem Verkaufsgelände, in den Eingangs- und Warteflächen vor den 

Verkaufsräumen und auf den zugehörigen Parkplätzen gilt für das Personal Maskenpflicht und für die 

Kunden und ihre Begleitpersonen FFP2-Maskenpflicht; soweit in Kassen- und Thekenbereichen von 

Ladengeschäften durch transparente oder sonst geeignete Schutzwände ein zuverlässiger 

Infektionsschutz gewährleistet ist, entfällt die Maskenpflicht für das Personal. 

Berlin: 

Eine medizinische Gesichtsmaske ist in geschlossenen Räumen zu tragen in Gaststätten von 

Personal mit Gästekontakt und Gästen.  

Die Pflicht zum Tragen einer medizinischen Gesichtsmaske gilt nicht 

1. für Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr, 

1a. für Kinder bis zum vollendeten 14. Lebensjahr hinsichtlich FFP2-Masken, wobei stattdessen 

medizinische Gesichtsmasken zu tragen sind 

2. für Personen, die ärztlich bescheinigt aufgrund einer gesundheitlichen Beeinträchtigung, einer 

ärztlich bescheinigten chronischen Erkrankung oder einer Behinderung keine medizinische 

Gesichtsmaske oder Mund-Nasen-Bedeckung tragen können, 

3. für Personen, bei denen durch andere Vorrichtungen, die im Fall der Pflicht nach Absatz 1 

mindestens die Anforderungen nach § 1 Absatz 6, im Fall der Pflicht nach Absatz 2 die 

Anforderungen nach § 1 Absatz 5 erfüllen, die Verringerung der Ausbreitung übertragungsfähiger 

Tröpfchenpartikel und Aerosole bewirkt wird, 

4. für gehörlose und schwerhörige Menschen und Personen, die mit diesen kommunizieren, sowie 

ihre Begleitpersonen,  

5. für Kundinnen und Kunden in Handwerks- und Dienstleistungsbetrieben im Bereich der 

Körperpflege für die Dauer einer gesichtsnahen Dienstleistung oder 

6. soweit in einem bereichsspezifischen Hygienerahmenkonzept nach § 6 Absatz 3 oder einer 

aufgrund von § 25 erlassenen Rechtsverordnung weitere Ausnahmen vorgesehen sind.“ 

 

 



 

Brandenburg: 

Folgendes ist durch die Betreiber von Gaststätten, Mensen, Cafeterien und Kantinen für 

Betriebsangehörige sicherzustellen: 

Das verpflichtende Tragen einer medizinischen Maske durch alle Personen, soweit sie sich nicht auf 

ihrem festen Platz aufhalten; das Personal der Einrichtung ist von der Tragepflicht befreit, wenn es 

keinen direkten Gästekontakt hat oder wenn die Ausbreitung übertragungsfähiger Tröpfchenpartikel 

durch geeignete technische Vorrichtungen mit gleicher Wirkung wie durch das Tragen einer 

medizinischen Maske verringert wird,   

Die Tragepflicht gilt auch im Wartebereich von Außenverkaufsständen, insbesondere solcher von 

Gaststätten mit Außerhausverkauf. 

Vom Tragen einer medizinischen Maske befreit sind:  

1. vorbehaltlich speziellerer Regelungen in dieser Verordnung Kinder bis zum vollendeten sechsten 

Lebensjahr,  

2. Gehörlose und schwerhörige Menschen, ihre Begleitperson und im Bedarfsfall Personen, die mit 

diesen kommunizieren,  

3. Personen, denen die Verwendung einer medizinischen Maske wegen einer Behinderung oder aus 

gesundheitlichen Gründen nicht möglich oder unzumutbar ist; dies ist vor Ort durch ein schriftliches 

ärztliches Zeugnis im Original nachzuweisen. Anforderungen an das ärztliche Zeugnis ergeben sich 

aus der Verordnung.  

Bremen: 

Eine Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung besteht bei dem Besuch einer Verkaufsstätte 

in geschlossenen Räumen und auf deren Außenbereich wie etwa Parkplätzen, in sonstigen 

geschlossenen Räumen, die öffentlich oder im Rahmen eines Besuchs- oder Kundenverkehrs 

zugänglich sind sowie bei dem Besuch von Wochenmärkten nach § 67 der Gewerbeordnung und in 

Arbeits- und Betriebsstätten und innerhalb von Gebäuden von Einrichtungen des öffentlichen Dienstes 

und Behörden beim Betreten von Verkehrs-flächen, wie etwa Eingangsbereich, Treppenhäuser, Flure 

und Aufzüge sowie beim Aufenthalt im Sanitärbereich und in Warteräumen. Personen ab einem Alter 

von 16 Jahren erfüllen die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung durch Tragen 

einer OP-Maske, einer Maske der Standards „KN95/N95“, „FFP2“ oder eines gleichwertigen 

Schutzniveaus (medizinische Gesichtsmaske); Atemschutzmasken mit Ausatemventil sind 

nicht zulässig. Kinder und Jugendliche bis zu einem Alter von 15 Jahren können die Pflicht zum 

Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung auch durch Tragen einer textilen Barriere, die aufgrund ihrer 

Beschaffenheit geeignet ist, eine Ausbreitung von übertragungsfähigen Tröpfchenpartikeln durch 

Husten, Niesen und Aussprache zu verringern, unabhängig von einer Kennzeichnung oder 

zertifizierten Schutzkategorie, erfüllen; geeignet sind auch Schals, Tücher, Buffs, aus Baumwolle oder 

anderem geeigneten Material selbst hergestellte Masken oder Ähnliches. 

Dies gilt nicht für:   

1. Kinder unter sechs Jahren,  

2. Gehörlose oder schwerhörige Menschen, ihre Begleitperson und im Bedarfsfall für Personen, die 

mit diesen kommunizieren,  



 

3. Personen, denen die Verwendung einer medizinischen Mund-Nasen-Bedeckung wegen einer 

Behinderung, einer Schwangerschaft oder aus gesundheitlichen Gründen nicht möglich oder nicht 

zumutbar ist. 

Hamburg: 

Soweit der Betrieb von Gaststätten sowie von Personalrestaurants, Kantinen, Speisesälen oder 

anderer gastronomischer Angebote gestattet ist, gilt: 

Für anwesende Personen gilt in geschlossenen Räumen die Pflicht zum Tragen einer medizinischen 

Maske nach § 8 mit der Maßgabe, dass die Gäste die Masken während des Verweilens auf dauerhaft 

eingenommenen Plätzen ablegen dürfen; die Betriebsinhaberin oder der Betriebsinhaber hat 

sicherzustellen, dass die Beschäftigten die Maskenpflicht nach § 8 einhalten; die Pflicht zum 

Tragen einer medizinischen Maske nach § 8 gilt auch in Warteschlangen und 

Menschenansammlungen vor den Eingängen der Einrichtungen sowie auf deren Außenflächen und 

Stellplatzanlagen, 

§ 8 der Verordnung: 

(1) Soweit in dieser Verordnung für Personen eine Maskenpflicht vorgeschrieben ist, sind die 

Personen verpflichtet, eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen, durch die Mund und Nase so bedeckt 

werden, dass eine Ausbreitung von Tröpfchen durch Husten, Niesen oder Sprechen vermindert wird 

(Maskenpflicht); die Mund-Nasen-Bedeckung muss eigens zu diesem Zweck hergestellt sein; 

Kleidungsstücke dürfen nicht als Mund-Nasen-Bedeckung verwendet werden; Gesichtsvisiere sind 

keine Mund-Nasen-Bedeckungen im Sinne dieser Verordnung. Für die Maskenpflicht gilt: 

1. Kinder sind bis zur Vollendung des siebten Lebensjahrs von der Tragepflicht befreit, 

2. Personen, die vor Ort durch ein schriftliches ärztliches Zeugnis im Original oder einen 

Schwerbehindertenausweis glaubhaft machen können, dass ihnen das Tragen einer Mund-

Nasen-Bedeckung aufgrund einer Behinderung oder aus gesundheitlichen Gründen nicht 

möglich oder nicht zumutbar ist, sind von der Tragepflicht befreit, 

3. das Abnehmen der Mund-Nasen-Bedeckung ist zulässig, solange es zu 

Identifikationszwecken oder zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderung 

erforderlich ist, 

4. die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung entfällt, wenn eine geeignete 

technische Vorrichtung vorhanden ist, durch die die Ausbreitung von Tröpfchen durch Husten, 

Niesen oder Sprechen gleichwirksam vermindert wird. 

(1a) Soweit in dieser Verordnung für Personen eine Pflicht zum Tragen einer medizinischen Maske 

vorgeschrieben ist, gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, dass Personen ab Vollendung des 14. 

Lebensjahres anstelle einer Mund-Nasen-Bedeckung eine medizinische Maske tragen müssen. Als 

medizinische Maske gilt ein medizinischer Mund-Nasen-Schutz (OP-Maske) oder eine Schutzmaske 

mit technisch höherwertigem Schutzstandard, insbesondere FFP2. Nähere Hinweise zu geeigneten 

medizinischen Masken werden auf https://www.hamburg.de/corona/masken veröffentlicht.  

(2) Personen, die entgegen einer aufgrund dieser Verordnung bestehenden Maskenpflicht eine Mund-

Nasen-Bedeckung oder eine medizinische Maske nicht tragen, ist der Zutritt zu der Einrichtung, dem 

Geschäftsraum oder dem Ladenlokal, die Teilnahme an der Veranstaltung oder die Inanspruchnahme 

der Dienstleistung oder der Beförderung im Gelegenheitsverkehr zu verweigern. 

(3) Soweit das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung oder einer medizinischen Maske in 

geschlossenen Räumen in dieser Verordnung nicht vorgeschrieben ist, wird das Tragen einer solchen 

empfohlen. 

https://www.hamburg.de/corona/masken


 

Hessen: 

Eine (nicht medizinische) Mund-Nasen-Bedeckung ist zu tragen während des Aufenthalts in 

gastronomischen Einrichtungen bei der Abholung oder in Kantinen oder Mensen bis zur Einnahme 

eines Sitzplatzes und in allen Arbeits- und Betriebsstätten; dies gilt nicht am Platz, sofern ein Abstand 

von 1,5 Meter zu weiteren Personen sicher eingehalten werden kann. 

Im Übrigen wird das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung, möglichst einer medizinischen Maske, 

dringend empfohlen, wenn sich Personen unterschiedlicher Hausstände gemeinsam in einem 

geschlossenen Raum aufhalten oder wenn der Mindestabstand von 1,5 Metern zu Personen anderer 

Hausstände nicht eingehalten werden kann. 

Die Verpflichtung besteht unter anderem nicht für: 

1. Kinder unter 6 Jahren, 

2. Personen, die aufgrund einer gesundheitlichen Beeinträchtigung oder Behinderung keine Mund-

Nasen-Bedeckung tragen können, 

3. Personal von gastronomischen Einrichtungen, soweit kein Kontakt zu anderen Personen besteht 

oder anderweitige und mindestens gleichwertige Schutzmaßnahmen, insbesondere 

Trennvorrichtungen, getroffen werden. 

Mecklenburg-Vorpommern: 

Jede Person hat in geschlossenen Räumen, die öffentlich oder im Rahmen eines Besuchs- oder 

Kundenverkehrs zugänglich sind […] in der Öffentlichkeit eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen; bei 

engeren und längeren Kontakten zu anderen Personen, insbesondere in geschlossenen Räumen, 

sollten dies medizinische Gesichtsmasken (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder 

Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung – SchutzmV in der 

jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken) sein; in öffentlichen Verkehrsmitteln und in 

den Verkaufsstellen des Groß- und Einzelhandels besteht die Pflicht, diese Masken zu verwenden. 

Auflagen für nicht öffentlich zugängliche Personalrestaurants, Kantinen: 

I. Zulässiger Betrieb von nicht öffentlich zugänglichen Personalrestaurants, Betriebskantinen und 

ähnlichen Betrieben 

Mitarbeiter haben bei Kundenkontakten eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Gesichtsmaske 

(zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der 

Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung – SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel 

FFP2-Masken)) zu tragen. Gleiches gilt bei jedem Aufenthalt von Mitarbeitern im Gastraum. Das 

Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter 

zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen 

angewiesen sind, erforderlich ist 

Gäste müssen, wenn sie nicht am Tisch sitzen, eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische 

Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß 

Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung – SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, 

zum Beispiel FFP2-Masken)) tragen, wobei Kinder bis zum Schuleintritt und Menschen, die aufgrund 

einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder wegen einer Behinderung keine Mund-

Nase-Bedeckung tragen können und dies durch eine ärztliche Bescheinigung nachweisen können, 

ausgenommen sind. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des 



 

Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit 

Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist. 

II. Zulässige Abgabe von mitnahmefähigen Speisen und Getränken 

Mitarbeiter haben bei Kundenkontakten eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Gesichtsmaske 

(zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der 

Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung – SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel 

FFP2-Masken)) zu tragen. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des 

Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit 

Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist. 

Niedersachsen: 

Jede Person hat, unbeschadet der Regelungen dieser Verordnung über Beschränkungen und Verbote 

von Veranstaltungen, Dienstleistungen und des Betriebs von Einrichtungen, in geschlossenen 

Räumen, die öffentlich oder im Rahmen eines Besuchs- oder Kundenverkehrs zugänglich sind, und in 

den vor diesen Räumen gelegenen Eingangsbereichen sowie auf den zugehörigen Parkplätzen eine 

(nichtmedizinische) Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. Dies gilt auch für Personen, die 

Tätigkeiten und Dienstleistungen ausüben, die eine Unterschreitung des Abstandsgebots nach § 2 

Abs. 2 naturgemäß erfordern, insbesondere im Rahmen der Gesundheitsversorgung, der Pflege von 

Personen, des Handels, der Gastronomie und der körpernahen Dienstleistungen und für Personen, 

die an einer Veranstaltung in geschlossenen Räumen teilnehmen.  

Eine (nichtmedizinische) Mund-Nasen-Bedeckung ist auch von jeder Person in einer Arbeits- oder 

Betriebsstätte einschließlich einer beruflichen Fahrgemeinschaft zu tragen, es sei denn, dass  

1. die Person einen Arbeitsplatz eingenommen hat und das Abstandsgebot nach § 2 Abs. 2 Satz 1 zu 

jeder anderen Person in der Arbeits- oder Betriebsstätte eingehalten wird oder  

2. die Art der Tätigkeit, wie insbesondere handwerkliche oder körperlich anstrengende Tätigkeiten, 

das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nicht zulässt.  

Eine Mund-Nasen-Bedeckung hat unbeschadet des § 2 Abs. 2 Satz 2 auch jede Person an 

Örtlichkeiten in der Öffentlichkeit unter freiem Himmel, an denen sich Menschen entweder auf engem 

Raum oder nicht nur vorübergehend aufhalten, zu tragen. Die Landkreise und kreisfreien Städte legen 

durch öffentlich bekannt zu gebende Allgemeinverfügung die betreffenden Örtlichkeiten im Sinne des 

Satzes 1 einschließlich der Dauer oder des Zeitraums der Pflicht nach Satz 1 fest.   

Eine Mund-Nasen-Bedeckung ist jede geeignete textile oder textilähnliche Barriere, die aufgrund ihrer 

Beschaffenheit eine Ausbreitung von übertragungsfähigen Tröpfchenpartikeln durch Husten, Niesen 

und Aussprache verringert, unabhängig von einer Kennzeichnung oder zertifizierten Schutzkategorie. 

Die Mund-Nasen-Bedeckung ist nur geeignet, wenn sie eng anliegt.  

Personen, für die aufgrund einer körperlichen, geistigen oder psychischen Beeinträchtigung oder einer 

Vorerkrankung, zum Beispiel einer schweren Herz- oder Lungenerkrankung, das Tragen einer Mund-

Nasen-Bedeckung nicht zumutbar ist und die dies durch ein ärztliches Attest oder eine vergleichbare 

amtliche Bescheinigung glaubhaft machen können, und Kinder bis zur Vollendung des 6. 

Lebensjahres sind von der Verpflichtung des Tragens einer Mund-Nasen-Bedeckung ausgenommen.  

Nordrhein-Westfalen: 

Die Verpflichtung zum Tragen einer medizinischen Maske besteht unabhängig von der Einhaltung 

eines Mindestabstands in sonstigen geschlossenen Räumlichkeiten im öffentlichen Raum, soweit 



 

diese – mit oder ohne Eingangskontrolle – auch Kundinnen und Kunden beziehungsweise 

Besucherinnen und Besuchern zugänglich sind. 

Von der Verpflichtung zum Tragen einer Maske ausgenommen sind 1. Kinder bis zum Schuleintritt, 2. 

Kräfte von Sicherheitsbehörden, Feuerwehr, Rettungsdiensten und Katastrophenschutz in 

Einsatzsituationen, 2a. Beteiligte an Prüfungen nach § 6 Absatz 2 und § 7 Absatz 1, wenn der 

Mindestabstand zu den anderen Personen im Raum eingehalten wird, sowie 3. Personen, die aus 

medizinischen Gründen keine Maske tragen können. Das Vorliegen der medizinischen Gründe ist 

durch ein ärztliches Zeugnis nachzuweisen, welches auf Verlangen vorzulegen ist.  

Die Verpflichtung zum Tragen einer Maske kann für Inhaber und Inhaberinnen sowie Beschäftigte 

durch gleich wirksame Schutzmaßnahmen (Abtrennung durch Glas, Plexiglas o.ä.) ersetzt werden.    

Die Maske kann vorübergehend abgelegt werden, wenn das zur Ermöglichung einer Dienstleistung 

oder ärztlichen Behandlung, auf behördliche oder richterliche Anordnung oder aus anderen Gründen 

(zum Beispiel Vortragstätigkeit, Redebeiträge mit Mindestabstand zu anderen Personen bei 

zulässigen Veranstaltungen, Prüfungsgesprächen und so weiter, Kommunikation mit einem 

gehörlosen oder schwerhörigen Menschen, zur notwendigen Einnahme von Speisen und Getränken) 

erforderlich ist.    

Personen, die eine Verpflichtung zum Tragen einer Maske nicht beachten, sind von der Nutzung der 

betroffenen Angebote, Einrichtungen und Dienstleistungen durch die für das Angebot, die Einrichtung 

oder Dienstleistung verantwortlichen Personen auszuschließen. 

Rheinland-Pfalz: 

Für nach der Verordnung erlaubte gastronomische Angebote gilt: Die Maskenpflicht nach § 1 Absatz 3 

der Verordnung muss beachtet werden. 

§ 1 Abs. (3): In geschlossenen Räumen, die öffentlich oder im Rahmen eines Besuchs- oder 

Kundenverkehrs zugänglich sind, ist eine (nichtmedizinische) Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. 

Dies gilt darüber hinaus an allen Orten mit Publikumsverkehr, so auch an Örtlichkeiten in der 

Öffentlichkeit unter freiem Himmel, an denen sich Menschen entweder auf engem Raum oder nicht 

nur vorübergehend begegnen. Die Bestimmung der Orte nach Satz 2 sowie die Bestimmung eines 

zeitlichen Umfangs der Verpflichtung, eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen, obliegt der 

zuständigen Kreisverwaltung, in kreisfreien Städten der Stadtverwaltung als Kreisordnungsbehörde. 

Im Übrigen ist eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen, soweit dies in dieser Verordnung angeordnet 

wird (Maskenpflicht).  

Das Abstandsgebot sowie die Maskenpflicht gelten nicht 1. für Kinder bis zur Vollendung des sechsten 

Lebensjahres, 2. für Personen, denen dies wegen einer Behinderung oder aus gesundheitlichen 

Gründen nicht möglich oder unzumutbar ist; dies ist durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, 3. 

soweit und solange es zur Kommunikation mit Menschen mit einer Hör- oder Sehbehinderung, zu 

Identifikationszwecken oder im Zusammenhang mit der Wahrnehmung von Aufgaben der 

Rechtspflege (einschließlich der Notariate und Rechtsanwaltskanzleien) erforderlich ist, 4. für 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Einrichtungen, wenn anderweitige geeignete Schutzmaßnahmen 

getroffen werden oder solange kein Kontakt zu Kundinnen und Kunden oder Besucherinnen und 

Besuchern besteht. 

 

 



 

Saarland: 

Sofern gesundheitliche Gründe nicht entgegenstehen, haben folgende Personengruppen eine Mund-

Nasen-Bedeckung (medizinische Maske oder FFP2) zu tragen: Gäste während des Aufenthaltes in 

Gaststätten im Sinne des Saarländischen Gaststättengesetzes, und sonstiger Gastronomiebetriebe 

jeder Art abseits eines festen Platzes sowie bei der Abholung oder Entgegennahme von Speisen, 

auch in den gegebenenfalls entstehenden Warteschlangen und das Personal in Gaststätten, sowie 

sonstiger Gastronomiebetriebe jeder Art, sofern nicht arbeitsschutzrechtliche Bestimmungen 

entgegenstehen oder eine andere, gleichwertige Infektionsschutzmaßnahme gewährleistet ist. 

Die Regelungen der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung (Corona-ArbschV) vom 21. Januar 2021 

bleiben unberührt. 

Sachsen: 

§ 3 Mund-Nasenbedeckung und Mund-Nasen-Schutz  

Eine Verpflichtung zum Tragen einer medizinischen Gesichtsmaske oder FFP2-Maske oder 

vergleichbarer Atemschutzmaske, jeweils ohne Ausatemventil, besteht  

- vor und in gastronomischen Einrichtungen einschließlich Imbiss- und Caféangeboten zur und bei 

Lieferung und Abholung von mitnahmefähigen Speisen und Getränken,      

- in Beherbergungsbetrieben (Verkehrs- und Gemeinschaftsflächen, Speiseräumen bis zum 

Erreichen des Platzes) und öffentlichen Verwaltungen,  

(1c) In Arbeits- und Betriebsstätten gilt für die Beschäftigten eine Verpflichtung zum Tragen 

medizinischer Gesichtsmasken, FFP2-Masken oder vergleichbarer Atemschutzmaskennach der 

SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung (Corona-ArbSchV) des Bundesministeriums für Arbeit und 

Soziales vom 21. Januar 2021 (BAnz AT 22.01.2021 V1) in der jeweils geltenden Fassung. Satz 1 gilt 

nicht für Beschäftigte in Schulen und Einrichtungen der Kindertagesbetreuung. 

(2) Menschen mit Behinderung und solche mit gesundheitlichen Einschränkungen können, sofern sie 

nicht dazu in der Lage sind, auf das Tragen der Mund-Nasenbedeckung verzichten. Es ist zulässig, im 

Kontakt mit hörgeschädigten Menschen, die auf das Lesen von Lippenbewegungen angewiesen sind, 

zeitweilig auf die Mund-Nasenbedeckung zu verzichten. 

(3) Ausgenommen von der Pflicht nach Absatz 1 bis 1b sind Kinder bis zur Vollendung des sechsten 

Lebensjahres. Soweit in dieser Verordnung eine Pflicht zum Tragen von FFP2-Masken oder 

vergleichbaren Atemschutzmasken vorgesehen ist, gilt dies für Kinder zwischen dem sechsten und 

dem 15. Geburtstag mit der Maßgabe, dass sie nur einen medizinischen Mund-Nasen-Schutztragen 

müssen. Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 3 sowie Absatz 1a gilt nicht für das Personal, soweit andere 

Schutzmaßnahmen ergriffen wurden oder kein Kunden-kontakt besteht. Zur Glaubhaftmachung einer 

Befreiung von der Pflicht nach Absatz 1 bis 1b genügt die Gewährung der Einsichtnahme in ein 

ärztliches Attest. Insoweit kann aus infektionsschutzrechtlichen Gründen die Benutzung und der 

Aufenthalt nach Absatz 1bis 1bnicht versagt werden. Personen, die entgegen der nach Absatz 1 bis 

1b bestehenden Pflicht keine Mund-Nasenbedeckung oder den jeweils vorgeschriebenen Mund-

Nasen-Schutztragen, ohne dass eine Ausnahme nach Satz 1 oder 3 bis 5 oder nach Absatz 2 vorliegt, 

ist die Benutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln zur Personenbeförderung, einschließlich Taxis, 

Reisebusse nach Absatz 1a Nummer 1 sowie der Aufenthalt nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1und 2 

untersagt. 

 



 

Sachsen-Anhalt: 

Für nach der Verordnung erlaubte gastronomische Einrichtungen gilt: 

Angebote in Buffetform mit Selbstbedienung sind nur zulässig, wenn der Betreiber neben der 

Einhaltung der allgemeinen Hygieneregelungen nach § 1 Abs. 1 sicherstellt, dass die Gäste sowohl 

bei der Entnahme der Speisen und Getränke als auch beim Aufenthalt in der Warteschlange einen 

medizinischen Mund-Nasen-Schutz nach § 1 Abs. 2 tragen. § 1 Abs. 3 bleibt unberührt (Unberührt 

bleibt die Verpflichtung der Arbeitgeber zur Einhaltung der jeweiligen Arbeitsschutzbestimmungen. 

Dies gilt insbesondere für die vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales am 20. Januar 2021 

beschlossene SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung.)  

Soweit nach der Verordnung eine Verpflichtung zur Verwendung einer Mund-Nasen-Bedeckung 

vorgeschrieben ist, gilt dies nicht für folgende Personen:  

1. Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres,  

2. Gehörlose und schwerhörige Menschen, ihre Begleitperson und im Bedarfsfall für Personen, die mit 

diesen kommunizieren,  

3. Personen, denen die Verwendung einer Mund-Nasen-Bedeckung wegen einer Behinderung, einer 

Schwangerschaft oder aus gesundheitlichen Gründen nicht möglich oder unzumutbar ist; dies ist in 

geeigneter Weise (z. B. durchplausible mündliche Erklärung, Schwerbehindertenausweis, ärztliche 

Bescheinigung) glaubhaft zu machen. Zur Überwachung der Pflicht zur Mund-Nasen-Bedeckung 

eingesetzte Personen sind über die Ausnahmen in geeigneter Weise zu unterrichten. 

Schleswig-Holstein: 

In Gaststätten haben Gäste und dort Beschäftigte in Bereichen mit Publikumsverkehr innerhalb und 

außerhalb geschlossener Räume nach Maßgabe von § 2a Absatz 1a eine qualifizierte Mund-Nasen-

Bedeckung zu tragen. Ausgenommen von Satz 2 sind Gäste während des Aufenthaltes an ihren 

festen Steh- oder Sitzplätzen. Die Betreiberin oder der Betreiber hat die erforderlichen Maßnahmen zu 

treffen, um die Einhaltung der Pflicht nach Satz 2 zu gewährleisten. 

Thüringen: 

(1) Als Mund-Nasen-Bedeckungen können selbst genähte oder selbst hergestellte Stoffmasken, 

Schals, Tücher, Hauben und Kopfmasken sowie sonstige Bedeckungen von Mund und Nase 

verwendet werden. 

(2) Als qualifizierte Gesichtsmasken nach dieser Verordnung sind zulässig: 

1. medizinische Gesichtsmasken oder 
2. Atemschutzmasken ohne Ausatemventil mit technisch höherwertigem Schutzstandard, 

insbesondere FFP2-Masken. 

Zulässige qualifizierte Gesichtsmasken nach Satz 1 werden auf der Internetseite des für Gesundheit 

zuständigen Ministeriums veröffentlicht. 

(3) Eine Mund-Nasen-Bedeckung nach Absatz 1 ist zu verwenden: 

1. in allen geschlossenen Räumen, die öffentlich zugänglich sind oder bei denen 
Publikumsverkehr besteht, 



 

2. an allen nach Satz 2 festgelegten und gekennzeichneten Orten mit Publikumsverkehr in 
Innenstädten und in der Öffentlichkeit unter freiem Himmel, an denen sich Personen entweder 
auf engem Raum oder nicht nur vorübergehend aufhalten. 

Die nach § 2 Abs. 3 ThürIfSGZustVO zuständigen Behörden legen die Orte nach Satz 1 Nr. 2 fest und 

kennzeichnen diese. 

(4) Personen ab dem vollendeten 15. Lebensjahr haben anstelle der Mund-Nasen-Bedeckung 

eine qualifizierte Gesichtsmaske zu verwenden 

1. als Kunden in Geschäften und Dienstleistungsbetrieben mit Publikumsverkehr oder bei der 
Inanspruchnahme von Dienstleistungen und Angeboten mit Publikumsverkehr, 

2. bei Sitzungen von kommunalen Gremien, 
3. als Ärzte oder Therapeuten oder deren Personal sowie als Patienten in Arztpraxen, Praxen 

von Psycho- und Physiotherapeuten oder sonstigen der medizinischen und therapeutischen 
Versorgung dienenden ambulanten Einrichtungen, mit Ausnahme in Behandlungsräumen, 
wenn die Art der Leistung dies nicht zulässt, sowie 

4. in den weiteren im Zweiten Abschnitt bestimmten Fällen. 

Satz 1 gilt für Kinder ab dem vollendeten sechsten bis zum vollendeten 15. Lebensjahr entsprechend 

mit der Maßgabe, dass die Verwendung einer Mund-Nasen-Bedeckung ausreichend ist. 

(5) Unbeschadet des Absatzes 4 ist jede Person angehalten, insbesondere in geschlossenen Räumen 

in Situationen, in denen ein engerer oder längerer Kontakt zu anderen Personen unvermeidbar ist, 

eine qualifizierte Gesichtsmaske zu verwenden. 

(6) Die Verpflichtung zur Verwendung einer Mund-Nasen-Bedeckung oder einer qualifizierten 

Gesichtsmaske gilt nicht für 

1. Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres oder 
2. Personen, denen die Verwendung einer Mund-Nasen-Bedeckung oder qualifizierten 

Gesichtsmaske wegen Behinderung oder aus gesundheitlichen oder anderen Gründen nicht 
möglich oder unzumutbar ist; dies ist in geeigneter Weise glaubhaft zu machen. 

(7) Die Mund-Nasen-Bedeckung oder die qualifizierte Gesichtsmaske soll eng anliegen und gut sitzen. 

(8) Das Verbot der Verwendung von verfassungsfeindlichen Kennzeichen und sonstigen verbotenen 

Symbolen, insbesondere nach den §§ 86a und 130 des Strafgesetzbuches und nach den 

vereinsrechtlichen Vorschriften, bleibt unberührt. 

(9) Die Verpflichtungen zur Bereitstellung und Verwendung von medizinischen Gesichtsmasken oder 

Atemschutzmasken bei der Arbeit nach § 4 der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung vom 21. 

Januar 2021 (BAnz AT 22.01.2021 V1) in der jeweils geltenden Fassung bleiben unberührt. 

Regelungen zur Verwendung einer Mund-Nasen-Bedeckung oder qualifizierten Gesichtsmaske 

bleiben für die Einrichtungen und Angebote nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 ThürSARS-CoV-2-

KiJuSSp-VO den gesonderten Anordnungen des für Bildung zuständigen Ministeriums vorbehalten. 

 


